
 - Geiselbachstr. 30, frühere Nutzungen: Schreinerei, Sargmagazin, Treppen-
geländer, Einzelhandel, Apparatebau 

 
 - Geiselstr. 3, frühere Nutzungen: Gerberei, Mühlenherstellung 
 
 - Geiselstr. 7, frühere Nutzungen: Herstellung von Messwerkzeugen, Schlos-

serei, Mechanische Werkstätte, Schreinerei, Schnitt- und Stanzwerkzeugfab-
rikation. 

 
Der Abriss von Gebäuden sowie Erdarbeiten und Bodenaushub sind jeweils gu-
tachterlich zu überwachen. Belastetes Bodenmaterial ist zu separieren und 
ordnungsgemäß getrennt zu entsorgen. Eine Dokumentation des Vorgangs ist 
jeweils dem Landratsamt Esslingen (Amt für Wasserwirtschaft und Boden-
schutz) vorzulegen. 
 

4, Geotechnik 
 Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau, Freiburg, beschreibt den 

Baugrund wie folgt: 
 Im Plangebiet stehen unter Hang- bzw. Talablagerungen unterschiedlicher 

Mächtigkeit Sand- und Tonsteinbänke der Stubensandstein-Formation an. Ein-
zelne Sandsteinbänke sind möglicherweise sehr hart. Andererseits kommen in 
der Stubensandsteinformation auch Sand- und Tonsteine mit nur sehr geringer 
Festigkeit vor. 

 Das Landesamt empfiehlt bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge von 
Bauarbeiten eine geotechnische Beratung durch ein privates Ingenieurbüro. 

 
5. Verwendungsverbot für Brennstoffe 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die "Satzung über die be-
schränkte Verwendung luftverunreinigender Brennstoffe“ vom 13.11.1995 / 
19.11.1997. 

 
 
 
C          Rechtsgrundlagen 
 

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I 
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21.12.2006 (BGBl. 
I S. 3316). 

 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.01.1990 (BGBl. I S. 132). 

Textteil 
 
 
 
A Planungsrechtliche Festsetzungen  

(§ 9 BauGB und BauNVO) 
 
 
1. Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO) 
 
1.1 Im besonderen Wohngebiet 1 und 2 (WB 1+2) sind Anlagen, Betriebe und Ein-

richtungen, die der gewerblichen Unzucht dienen, nicht zulässig (§ 1 Abs. 5 und 
Abs. 9 BauNVO). 

 
1.2 Im besonderen Wohngebiet 1 und 2 (WB 1+2) werden die gemäß § 4a Abs. 3 

Nr. 2 und 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungsarten (Vergnü-
gungsstätten und Tankstellen) nicht Bestandteil des Bebauungsplanes (§ 1 
Abs. 6 Nr. 1 BauNVO). 

 
1.3 Im besonderen Wohngebiet 1 (WB 1) gilt gemäß § 1 Abs. 5 - 9 BauNVO: 
 

- Die Errichtung von Schank- und Speisewirtschaften kann ausnahmsweise 
zugelassen werden, wenn keine unzumutbaren Beeinträchtigungen der 
umgebenden Nutzungen zu erwarten sind. 

- Die Errichtung und Erweiterung von Betriebsflächen für Einrichtungen zur 
Abgabe von Speisen und Getränken zum überwiegenden Verzehr auf der 
Straße ist unzulässig. 

 
1.4 Im besonderen Wohngebiet 2 (WB 2) gilt gemäß § 1 Abs. 5 - 9 BauNVO: 
 
 - Die Errichtung von Schank- und Speisewirtschaften ist unzulässig. 
 
 - Die Errichtung und Erweiterung von Betriebsflächen für Einrichtungen zur 

Abgabe von Speisen und Getränken zum überwiegenden Verzehr auf der 
Straße ist unzulässig.  

 
- Die Errichtung von Schank- und Speisewirtschaften kann ausnahmsweise 

zugelassen werden, wenn deren Betrieb spätestens um 20.00 Uhr ge-
schlossen wird (z. B. Tagescafes, Restaurants innerhalb von Einzelhan-
delsbetrieben, Eisdielen usw.). 

 
 

2. Schutzflächen und ihre Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

 
2.1 Bei den mit dem Planzeichen "i" gekennzeichneten Gebieten handelt es sich 

um Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen 
Verkehrslärmimmissionen  zu  treffen sind. Die  besonderen  baulichen  Vorkeh-
rungen müssen so beschaffen sein, dass in Wohnräumen tagsüber (6.00 bis 
22.00 Uhr)  ein  Innenschallpegel  von  35 dB (A)  und  in  Schlafräumen  nachts 

 (22.00 bis 6.00 Uhr) ein Innenschallpegel von 30 dB (A) nicht überschritten 
wird. 

 Bezüglich der zulässigen Innenschallpegel in Kommunikations- und Arbeits-
räumen wird auf die VDI 2719 hingewiesen. 

 
 
3. Nachrichtliche Übernahme von Denkmälern 

(§ 9 Abs. 6 BauGB) 
 
3.1 Die mit "D" gekennzeichneten Gebäude sind als Kulturdenkmale in die Denk-

malliste eingetragen und unterliegen den Bestimmungen des Denkmalschutz-
gesetzes. 
 

 
4. Erhaltung baulicher Anlagen 

(§ 172 BauGB) 
 
4.1 Das Plangebiet wird nach § 172 Abs. 1 Nr. 1 BauGB als Gebiet bezeichnet, in 

dem der Rückbau, die Änderung oder die Nutzungsänderung sowie die Errich-
tung baulicher Anlagen der Genehmigung bedürfen.  

 
 
 
B          Hinweise 
 
 
1. Fund von Kulturdenkmalen 

Gemäß § 20 Denkmalschutzgesetz (DSchG) sind Funde, von denen anzuneh-
men ist, dass an ihrer Erhaltung aus wissenschaftlichen, künstlerischen oder 
heimatgeschichtlichen Gründen ein öffentliches Interesse besteht, unverzüglich 
einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. 

 
2. Grundwasser 

Das Plangebiet ist großteils überbaut. Bei Baumaßnahmen, die tiefer reichen 
als die bisherigen Gründungen, ist eine hydrogeologische Erkundung durchzu-
führen. Sofern von neuen Baumaßnahmen Grundwasser erschlossen wird, ist 
zusätzlich zum Baugenehmigungsverfahren ein Wasserrechtsverfahren durch-
zuführen. Auch für vorübergehende Grundwasserabsenkungen während der 
Bauzeit ist ein Wasserrechtsverfahren durchzuführen; die Pläne mit Beschrei-
bung sind beim Landratsamt -Untere Wasserbehörde- einzureichen. 

 
3. Bodenschutz 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans gibt es mehrere Flächen, die auf 
Grund von früheren Nutzungen im Bodenschutz-Kataster des Landkreises Ess-
lingen auf Beweisniveau „0“ als „B-Fälle“ klassifiziert sind und bei denen im 
Rahmen einer Umnutzung oder eines Bauvorhabens ein Untersuchungsbedarf 
besteht:  

 
 -  Mittlere Beutau 33, frühere Nutzungen: Kupferschmiede, Badewannenpro-

duktion, Schreinerei, Möbelhandel 


